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Frau Bundesrätin,was haben
Sie aus Ihrer Zeit als
Baloise-Verwaltungsrätin in
den Bundesratmitgenommen?
Für meine berufliche Weiter­
entwicklungwar es einwertvol­
les Puzzleteil nach zwölf Jahren
in der St. Galler Regierung und
nebenmeinerTätigkeit im Stän­
derat. Für die Arbeit im Bundes­
rat ist es wichtig, verschiedene
berufliche Erfahrungen einbrin­
gen zu können. Bei der Baloise
wurde mein Blick für die Privat­
wirtschaft geschärft. Über das
gewerblicheWissen verfügte ich
bereits. Das habe ich als Wirte­
tochter gewissermassen mit der
Muttermilch aufgesogen.

Arbeiten Siemit den beiden
Basel gleich zusammen,
oder gibt es Unterschiede?
Unterschiede gibt es nicht. Mein
Departement arbeitet eng mit
allen Kantonen zusammen. Sie
sind die Träger der inneren
Sicherheit, auch im Asylwesen
gibt es eine Zusammenarbeit. Zu
erwähnen wäre, dass der Kom­
mandant der Baselbieter Polizei,
Mark Burkhard, ohne ck­dt …

…ausgesprochen als gg ...
... exakt (lacht). Präsident der
Konferenz der kantonalen Poli­
zeikommandanten ist.Allerdings
hat er in seiner Funktion mehr
mit dem Bundesamt für Polizei
zu tun, ich dafür umsomehrmit
den beiden Polizeidirektorinnen.

Wie speziell ist es, dass
die beiden Basel gleich
zwei Politikerinnen in
dieser Funktion stellen?
Die Geschlechterfrage ist heute
keinThemamehr.Als ich im Jahr
2000 in die Regierung des
Kantons St. Gallen gewähltwur­
de und – wie soll ich das jetzt
charmant sagen – das Polizei­
und Justizdepartement zugeteilt
erhielt …

... gilt diese Formulierung
auch für die Zuteilung Ihres
Departementes nach der
Wahl in den Bundesrat?
Ja, so kann man es formulieren.
(lacht) Anders als heute gab es
im Jahr 2000 aber noch weniger
Frauen beim Thema Justiz und
Polizei. Stephanie Eymann lern­
te ich kürzlich an der Föderalis­
muskonferenz in Basel kennen.
ImVorfeld kam es zu einemTref­
fen mit der basel­städtischen
Regierung.

Speziell an Baselland dürfte
aber sein, dass sich neu zwei
Staatsanwältinnen dieArbeit
der Ersten Staatsanwältin
teilen. IhreMeinung zu
diesemModell?
Das ist ein Entscheid der Basel­
bieter Regierung. Es gibt heute
verschiedene moderne Arbeits­
modelle, die die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie begüns­
tigen.Wichtig ist aber, dass die­
se Arbeitsformen auch für den
Arbeitgeber stimmen. An der
Spitze derÄmter in meinem De­
partement kennen wir solche

Modelle beispielsweise nicht.
Eine Lösungwie in der Baselbie­
ter Staatsanwaltschaft würde
beim Staatssekretariat für Mig­
ration mit 1300 Mitarbeitenden
nicht funktionieren. Eine Staats­
sekretärin oder einen Staatsse­
kretär im Jobsharing kann ich
mir eher nicht vorstellen.

Wodrückt aus Ihren
Erfahrungen in Grenzregionen
wie Basel der Schuh?
Wichtig ist ein gut funktionie­
render Agglomerationsverkehr
über die Grenze hinweg. Hier ist
Basel Vorreiter. Im Rheintal gibt
es erst jetzt die ersten Agglome­
rationsprogramme mit dem
Vorarlberg. Mein Departement
ist für die Personenfreizügigkeit
zuständig. In diesen Regionen ist
man stark auf Grenzgänger an­
gewiesen, gerade im Gesund­
heitswesen. Das habenwirwäh­
rend der Corona­Krise gesehen.
Siemussten die Grenze trotz der
faktischen Grenzschliessung un­
gehindert passieren und ihrer
Arbeit nachgehen können.Eswar
aber nötig, die Mobilität einzu­
schränken und damit auch die

Verbreitung des Virus. Rückbli­
ckend war das ganz klar keine
gute Erfahrung. Die Grenz­
schliessungen lösten auch eine
riesige Bürokratie aus. Wir ha­
ben während dieser Zeit die
Personenfreizügigkeit und mit
wenigenAusnahmen das Schen­
gen­Abkommen ausgesetzt. Ich
wünsche mir diese Zeit wirklich
nicht zurück.

Droht demAustauschmit den
Nachbarregionenwegen der
grossen hängigen Fragen in
den Beziehungen der Schweiz
zur EU Gefahr?
Es braucht beides: den Markt­
zugang, aber auch die regionale
Zusammenarbeit, die ja gut funk­
tioniert. Die Grenzregionen
sollen Botschafter in ihren
Hauptstädten sein. InderSchweiz
sind dieWege kurz.Da kannman
schnell Botschafter von Basel in
Bern sein. Der Wert der grenz­
überschreitenden Zusammen­
arbeit soll aber auch vom Elsass,
vonBaden­Württemberg,Bayern
und demVorarlberg zu den Zen­
tralregierungen in Paris, Berlin
undWien getragenwerden. Fern

jeder Theorie und Dogmatik
findet in Grenzregionen glückli­
cherweise jeden Tag ein Mitein­
ander statt.

Woorten Sie noch
Verbesserungspotenzial?
Offene Punkte gibt es zum Bei­
spiel bei der grenzüberschreiten­
den Zusammenarbeit mit Frank­
reich. Ein Basler Polizist kann
zwar einen Flüchtenden über die
Grenze verfolgen, ihn aber nicht
selber anhalten. Selbst die fran­
zösischen Banden, die in der Ro­
mandie Bancomaten gesprengt
hatten, konnten nicht gestoppt
werden. Mit dem französischen
Innenminister habe ich vor drei
Wochen in Paris das Problembe­
sprochen. Ich bin jetzt zuversicht­
lich, dasswir eine Lösung finden.

Wiewollen Sie
nach dem Scheitern
des Rahmenabkommens
die bilateralenVerträge
à jour halten?
Der Bundesrat hat zwar die Ver­
handlungen beendet, aber die
bilateralen Verträge haben wir
weiterhin. Der Bundesrat will
diese nun stabilisieren.Dazu gibt
es verschiedene Ansätze. Das
EDAhat denAuftrag, einen poli­
tischen Dialog mit Brüssel ein­
zuleiten. Das EJPD evaluiert die
rechtlichen Unterschiede zwi­
schen dem EU­Recht und der
schweizerischen Rechtsordnung.
Die Bilateralen I sind statisch ge­
halten,Anpassungen setzen also
Verhandlungen voraus.Wir klä­
ren nun ab,wo es solche Anpas­
sungen nicht gegeben hat und
wo es im Interesse der Schweiz
liegt, diese eigenständig zu ma­

chen. Und zwar ohne den Druck
von Verhandlungen und ohne
dynamische Rechtsübernahme,
dafür aber imEinvernehmenmit
den Kantonen und den Sozial­
partnern. Das Bundesamt für
Justiz als Querschnittsamt prüft
im Moment diese Regelungs­
unterschiede.

Warum ist dies sowichtig?
Die Bilateralen I stammen aus
dem Jahr 1999.Wir müssen jetzt
einfachwissen:Waswurde über­
nommen? Wo sind die Lücken?
Und vor allem: Wo liegt es in
unserem Interesse,Anpassungen
autonom vorzunehmen?

Welche Reaktionen haben Sie
nach dem Scheitern des
Rahmenabkommens aus der
EU erreicht?
Ich habe am 8. Juni in Luxem­
burg am Ratstreffen der EU­

Justiz­ und ­Innenminister teil­
genommen. Als voll assoziiertes
Mitglied von Schengen­Dublin
haben wir ständigen Zugang zu
diesem EU­Ministertreffen. Das
Verhältnis zu den Fachministern
ist weiterhin absolut entspannt.
Ich wurde auf das Rahmen­
abkommen gar nicht erst ange­
sprochen. Ich habe es jeweils
selbst zur Sprache gebracht. Es
ist wie in den Grenzregionen:
Dort,woman an konkretenThe­
men arbeitet, ist das Verhältnis
absolut unproblematisch. Die
Schweiz wird als assoziierter
Schengen­Dublin­Staat sehr ge­
schätzt. Mit meinem französi­
schen Amtskollegen Gérald
Darmanin habe ich mich am
25.Mai in Paris unterhalten, um
sicherzustellen, dass wir bei
Schengen­Dublin jeweils in die
Arbeiten einbezogen werden.

Braucht es nach dem Scheitern
des Rahmenabkommens
bei Schengen-Dublin
Anpassungen?
Das hat nichts miteinander zu
tun. Entscheidend für Schengen­
Dublin ist die Personenfreizügig­
keit. Nach demNein zur Begren­
zungsinitiative gilt dieseweiter­
hin. Mitten in Europa, wo die
Schweiz nun mal liegt, wäre ein
Ende der Personenfreizügigkeit
im Sicherheitsbereich der Super­
GAU. Das Schengener Informa­
tionssystemwird in der Schweiz
täglich 300’000­mal abgefragt.
Zehn Prozent der Mobilität in
Europa wird über die Schweiz
mit Transit­ und Grenzgänger­
verkehr abgewickelt.

Siewissen, dass Basel anders
tickt.Welche Reaktionen
auf das Scheitern des
Rahmenabkommens erwarten
Sie bei IhremAuftritt in Basel?
Ich denke, dass sich der Pulver­
dampf bereits etwas gelegt hat.
Es tut allen gut, erst einmal
durchzuatmen. Der Bundesrat
hat kommuniziert, wie er vor­
gehen wird, um den bilateralen
Weg zu stabilisieren. Ich habe
Verständnis für die Enttäu­
schung.Aber dieVerhandlungen
befanden sich nach sieben Jah­
ren in einer Sackgasse. Bis jetzt
ist es vielleicht zuwenig gut ge­
lungen zu erklären, was über­
haupt passiert ist. Es ist die Auf­
gabe aller Bundesräte, den Ent­
scheid zu vermitteln. Darum ist
es gut, dass man wieder an Ver­
anstaltungen und unter die Leu­
te gehen kann.

WelcheAufgabe kommt
den Grenzregionen nach
dem Scheitern des
Rahmenabkommens zu?
Die Grenzregionen sollenweiter­
hin aufzeigen, wie wichtig der
Austausch und das Miteinander
sind.Sie sollen ihre Kontakte nicht
nur pflegen, sondern intensivie­
ren. Die Schweiz bleibt für Euro­
pa ein wichtiger Arbeitgeber.Wir
haben jeden Tag 340’000 Grenz­
gänger, gesamthaft leben und
arbeiten 1,5 Millionen EU­Bürger
in der Schweiz. Das sorgt immer
wieder für Erstaunen, wenn wir
das den Leuten in der EU sagen.

«Ich denke, dass sich der Pulverdampf
bereits etwas gelegt hat»
Karin Keller-Sutter zum gescheiterten Rahmenabkommen Die Bundesrätin hat Verständnis für jene, die enttäuscht sind. Nun sei es die Aufgabe
aller Bundesräte, den Entscheid zu vermitteln. Eine wichtige Rolle dabei spielten Grenzregionen wie Basel.

In der Schweiz seien die Wege kurz. Da könne man schnell Botschafter von Basel in Bern sein, findet Karin Keller-Sutter. Foto: Keystone

«Fern jeder
Theorie und
Dogmatik findet
in Grenzregionen
jeden Tag
einMiteinander
statt.»

Debatte in Basel und online

Bundesrätin Karin Keller-Sutter
referiert amMontagabend auf
Einladung der Statistisch-Volks-
wirtschaftlichen Gesellschaft
Basel (SVGB) um 18.15 Uhr zu
aktuellen Themen wie Schengen-
Dublin und Europa.

Im Anschluss daran unterhält
sich die Vorsteherin des Eid-
genössischen Justiz- und Polizei-
departements mit dem Präsidenten

der SVGB, Gottlieb Keller. Die
SVGB ist eines der wichtigsten
lokalen Foren für Politik, Wirtschaft
undWissenschaft. Sechsmal
jährlich organisiert sie Referate von
namhaften nationalen und
internationalen Persönlichkeiten.
Das Referat von Karin Keller-Sutter
wird live im Internet übertragen. (kt)

www.svgbasel.ch


